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Fortdauer der politischen Krise
Das Königreich auf dem Weg ins Chaos

Karl-Heinz Krämer

Nepals Politiker verstehen es in unnachahmlicher Weise, die seit Jahren andauernde Krise zu
verlängern, ja sogar erneut zu steigern. Während der mehr als sechsjährige maoistische Auf-
stand trotz des Ende November 2001 ausgerufenen Notstandes andauert, drohen Demokratie
und Achtung der Menschenrechte auf der Strecke zu bleiben. Das individuelte Machtstreben
führender Politiker führt das Land immer mehr an den Rand des Abgrunds.

P
stands

remierministet Deuba setzte die
schon unmöglich erscheinende
Vedängerung des Ausnahmezu-
mittels Padamentsauflösung und

Ansetzung von Neuwahlen durch. Sein
Parteivotsitzendet Koirala schloß ihn dar-
aufhin aus demll.Jepali Coltgresr^vs. Deuba
wehrte sich. indem er mit seinen Pattei-
geüeuen einen Parteikonvent abhielt und
Koitala entmachtete. Die Traditionspartei
des lxlepali Congress scheintnach gut 55Jah-
ren endgültig gespalten. Hat die Demo-
kratie wesdichen Musters in Nepal ver-
sagt?

Die Verlängerung des
Ausnahmezustands

Am 23. Mai mußte der Ausnahmezu-
stand entweder durch das Patlament mit
Zweidrittelmehrheit vetlängett wetden
oder er vzar beendet. Schon l7ochen z\-
vor zeichnete sich ab, daß Deuba wohl
kaum ein Chance zw einer Vedängerung
haben würde, obgleich er selbst immet
wiedet dafür plädiete und Untetstützung
für seine PolitikimAusland suchte. Wich-
tigste Stationen seiner Auslandsreisen
waren dabei die USA und Großbdtanni-
en. Beide Länder sahen den maoistischen
Aufstand als Bestandteil des von Präsident
Bush ausgemachten globalen Tetrorismus
und befürworteten das harte Vorgehen der
nepalischen Regierung uneingeschränkt,
was sich in großzügiger Rüstungshilfe nie-
dersctrlug. Vielfach entstand der Eindruck,
als übe Amerika sogar diesbezüglichen
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Druck auf die nepalische Regierung aus.
Dabei konnten die ersten sechs Monate

des Ausnahmezustands nicht unbedingt
als etfolgreich bezeichnet werden. Zwar
entstand det Eindruck. als seien die Maoi-
sten schwer angeschlagen und stünden
kutz vor dem Aus. doch kam es immer
wiedet zu schweren und verlustreichen
Rückschlägen für die staatl ichen
Sicherheitsruppen. Eine weirere negari-
ve Reaktion der Maoisten war, daß sie sich
in den letzten Monaten nicht mehr auf
sichedich ebenso zu veturteilende geziel-
te Aktionen gegen Sicherheitskräfte und
ausgemachte,,Feinde der Revolution"
beschtänkten, sondern willküdich töteten
und zerstörten, wer oder was ihnen gera-
de in den \Weg kam. Dieses sinnlose Tö-
ten und Zerstören steht in krassem Wi-
detspruch zu jenen volksorientierten Idea-
len, die sich die Maoisten mit den meisten
ihtet urspdinglichen Forderungen auf die
Fahnen geschrieben hatten.

Doch auch die optischen oder statisti-
schen Erfolge von Milität und Polizei
wurden mit einem sehr hohen Preis be-
zahlt. $üenn man den von ihnen verbrei-
teten Zahlen getötetet,,Terrotisten"
Glauben schenken kann, dann sind seit
Verhängung des Ausnahmezustands v/eit
übet 2.000 Petsonen ihten Aktionen zum
Opfer gefallen. Einige Dinge fallen dabei
auf: Nur selten wetden Gefangene ge-
macht; angeblich hochbewaffnete Tetro-
risten lassen sich zu hundetten ohne Ge-
genwehr töten, denn es gibt kaum Vetlu-
ste in den Reihen der Sichetheitskräfte: es

heißt, die Maoisten benutzten Zivilisten
als Schutzschild, aber die Sicherheitskräf-
te läßt dies bei ihren Aktionen offensicht-
lich kalt.

Mit der Verhängung des Ausnahmezu-
stands hat sich die ohnehin nicht sonder-
lich gute Menschenrechtslage noch dra-
matisch verschlechtert, weil zahlreiche
Grundrechte außet Ktaft gesetzt wurden
und alle Fälle, die von den Sicherheitskräf-
ten in Zusammenhang mit dem maoisti-
schen Aufstand gebracht werden, nur
noch von einem Sondetgericht abgehan-
delt werden dütfen, das abet immer noch
nicht geschaffen wurde und für das es bis-
her keine rechtlichen Grundlagen gibt. So
wurden inzwischen weit mehr als 5.000
Personen vethaftet und befinden sich im
Gewahtsam der Sicherheitskräfte (dies ist
möglich bis zu 90 Tage, einZerttaum, det
inzwischen vielfach weit überschritten
wurde). Eine Einschaltung des Rechtswegs
und eine juristische Verteidigung wird ih-
nen verwehrt; die Angehödgen ethalten
keine Auskunft über ihren Verbleib. Viele
werden nachweislich in der Haft qefolter
und oft auch getötet.

Als besonders schwerwiegend erweist
sich die Einschränkung von Meinungs-
und Redefteiheit, Presse- und Publika-
tionsfreiheit sowie dem Recht auf Infor-
mation. Damit wurde den nepalischen
Medien und Menschenrechtsaktivisten ein
Maulkorb umgebunden. Mindestens 60

Journalisten und zahlteiche Menschen-
rechder haben in den letzten Monaten ärg-
ste Repressalien wie Verhaftung und Fol-
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ter über sich etgehen lassen müssen. Jour-
nalisten det den Maoisten nahestehenden
'Wochenzeitung 

Janaduh sitzen zum Teil
schon seitJahten im Gefängnis. Küzlich
wurde auch ein Anwalt verhaftet und ver-
schleppt, det sie rechdich vertreten wollte. '

Die Bevölkerung Nepals hat keine Mög-
lichkeit, sich objektiv über die Lage und
Ereignisse wähtend des Ausnahmezu-
stands zu informieren. Selbst namhafte
Tageszeitungen wie Kantipar sehen sich
gtößtem staadichem Druck ausgesetzt,
wenn sie Stellungnahmen maoistischet
Fühter abdtucken. Der \7illkär des Staa-
tes sind Tür und Tor geöffnet. Die Ge-
richtsbarkeit hat ihte Unabhängigkeit ver-
loten. Der Staat geht grundsäzlich kei-
nem der zahlreichen gegenüber den Si
cherheitskräften erhobenen Vorwürfe
nach. Die vielen dringenden Aktionen und
Berichte von amnes lt internationa I sptechen
eine sehr deudiche Sprache. Der am be-
sten umgesetzte Aspekt det Demokrati-
sierung, die Garantie der Grundrechte, ist
damit mehr als in Frage gestellt. Immer
wieder mißbrauchen staadiche Institutio-
nen die Einschränkung der Gtundrechte *
auch in Angelegenheiten, die nichts mit
dem maoistischen Aufstand zu tun haben,
so z. B. bei der Unterdrückung ethnischer
Aktivisten, die größere Rechte für ihre
Muttersprachen forderten.

Das alles brachte viel Kritik an der Po-
litik der Regierung seitens der padamen-
tarischen Patteien. Nicht nur die Opposi-
tionsparteien, sondern auch der eigene
Nepali Congrus stellte sich zunehmend ge-
gen Premierminister Deuba. Treibende
Kraft war dabei det Parteivorsitzende
Girija Prasad Koirala, der offen zu ver-
stehen gab, daß er erneut die Iritung der
Regierung übernehmen wollte, koste es,
was es wolle.Jedenfalls erschien eine Zvrei-
ddttelmehrheit im Repräsentantenhaus,
die für eine Vedängerung des Ausnahme-
zustands notwendig waq unmöglich.

In dieser Situation zog Sher Bahadur
Deuba die Notbremse. Unter Berufung
auf Artikel 53 Absatz 4 der Verfassung
empfahl der Premierministet König
Gyanendra, das Padament aufzulösen und
Neuwahlen ana)setzen. Der genannte
Ärtikel ist als letztes Minel für Regierungs-
chefs gedacht, wenn sie eine Fortführung
ihrer Politik gefihrdet sehen. Sfiederholt
haben sich in den vergangenen neunJah-
ren Premietministet dieser Möslichkeit
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bedient, und jedes Mal ist es in der Folge
zu Verfassungsklagen gekommen. Das
Fatale daran ist, daß det Oberste Gedchts-
hof leweils unterschiedlich entschieden
hat, was auf eine politische Einflußnah-
me schließen läßt. Zvleathatte der im ver-
gangenen Jaht ermotdete König Birendra
vor einer Annahme des Äntags seiner-
seits beim Obersten Gerichtshof Rat ein-
geholt, um nicht selbst ins Schußfeuer der
Kritik zu getaten. Sein Bruder und Nach-
folger Gyanendra nahm nun jedoch die
Empfehlung Deubas sofort an, löste das
Padament auf und setzte Neuwahlen füt
den 13. November 2002 fest.

ITie üblich, bleibt die bestehende Re-

Die Privatfehde zwischen Koirala und
Deuba stellt das gesamte Land vor eine

Zerreißprobe (Karikatur aus Nepal)

gierung bis zu den $üahlen im Amt. Deuba
hatte damit freie Hand hinsichdich einer
Vedängerung des Äusnahmezustands.
Befteitvon einer Zustimmung des Reptä-
sentantenhauses mit Zweiddttelmehrheit
konnte er den Äusnahmezustand um wei-
tere drei Monate verlängetn.

Spaltung des
Nepali Congress

lW'as auf den ersten Blick wie eine blo-
ße Regierungskrise wegen det Vedänge-
tung des Äusnahmezustands aussieht, ist
jedoch in Wirklichkeit die schwerste Kri-
se in der meht als 55jfürigen Geschichte
der Regierungspartei, des Nepali Congrets.
Premierminister Deuba hätte auch ohne
die Stimmen det Abgeotdneten seiner ei-
genen Pattei kaum eine Vedängerung des
Ausnahmezustands auf padamentarischer
Ebene durchsetzen können, da sich alle
Oppositionspatteien dagegen ausgespro-
chen hatten; die notwendige Zweidrittel-

mehrheit war folglich nicht möglich.
Die seit Jahren bestehende persöntiche

Rivalität zwischen Premierminister Deuba
und Parteivorsitzendem Koimla eskaliet-
te jedoch wähtend der Diskussion über
dieses Anliegen. Schon V/ochen vot der
anstehenden Entscheidung plädierte
Girija Prasad Koirala, der in seinen eige-
nen Amtszeiten als Premierminister stets
eine hatte Linie gegenüber den Maoisten
vettreten und die Mobilisierung der At-
mee befürwortethatte, für die Beendigung
des Ausnahmezustands und einen erneu-
ten Dialog mit den Äufständischen. Et
vertrat dabei die Auffassung, daß sich die
Regierung der Entscheidung der Pattei-
führung zu beugen habe. Koirala als
Nichtpremier trat somitin Opposition zu
einem Premierminister Deuba. det von
seinem ursprünglichen lfeg des Dialogs
und Äusgleichs abgewichen war und ge-
nau jenen Kurs der Härte durchzusetzen
versuchte, den sein Vorgänger Koirala so
gerne schon während seiner Amtszeit
selbst hatte realisieren wollen.

rWäre es zur Abstimmung gekommen
und Deuba hätte selbst mit der Unterstüt-
zung seines Nepali Congress nicht die not-
wendige ZweidritteLmehrheit edangt, wäre
seine Politik letztlich gescheitert gewesen.
So aber zog er angesichts der vehemen-
ten und sturen Opposition seines Pattei-
votsitzenden die Notbremse und ließ das
Padament auflösen. In diesem Augenblick
war der Nepali Congress, det zumindest
nach 1990 nie eine geschlossene Einheit
dargestellt hatte, im Prinzip tatsächlich ge-
spalten. Die sich anschließenden Schritte
waren mehr oder weniger Fotmalität.

Zunächst schloß Koimla Premiermini-
ster Deuba aus det Partei aus. Letzteret
berief daraufhin einen Parteikonvent ein.
der wiederum Koirala als Parteivorsitzen-
den absetzte. Gleichzeitigwurden alle von
Koirala in das Zenttalkomitee (Central
lVorking Connittu) det Partei berufenen
Personen ausgetauscht. Auch hierwird die
mangelnde demokratische Stuktur der
Partei deudich: Nur die Hälfte des für die
Pateipolitik entscheidenden Zentralkomi-
tees wird vom Parteikonvent gewählt, die
andere Hdlfte wird vom Parteivorsitzen-
den bestimmt; Koirala hatte die Tetzten
\Wochen vor dem Eklat dazu genutzt, die
wenigen Nominierten, die nicht aus sei-
nem Parteilager stammten, durch eigene
Gefolqsleute zu ersetzen. I-etzteres machte
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Deuba jetzt natridich nicht andets, nach-
dem et von dem von ihm einberufenen
Parteikonvent zum neuen Parteivotsitz en-
den gewählt worden war.

Nicht unwichtigwar bei der ganzenin-
nerparteilichen Auseinandersetzung, daß
Deuba die Unterstützung des gesundheit-
lich seht angeschlagenen frtfüeren Pattei-
vors i tzenden und Premierminis ters
Krishna Prasad Bhanaru erhielt. Koirala
und Bhattarai, das letzte noch lebende
Gtündungsmitglied des Nepali Congrus,
sind wegen ihter seit 1991 ausgetragenen
persönlichen Machtkämpfe in hohem
Maße verantwortlich füt die Krise nicht
nur ihrer Partei sondern auch der noch

fungen Demokratie in Nepal.
Koirala akzeptierte natüdich die Be-

schlüsse des von Deuba einberufenen Pat-
teikonvents nicht, den er als schlichtweg
illegal bezeichnete, womit er iuristisch
ntcht ganz Unrecht haben dürfte. Er ließ
sich dies auf einer von ihm einbetufenen
Sitzung des alten Zentralkomitees seiner
Partei bestätigen, an welchem zwei Drit-
tel der gewählten Verteter teilnahmen.
ktzteres entspricht in etwa den innerpat-
teilichen Machwerhältnissen zwm Zert-
punkt des letzten offiziellen Parteikon-
vents. Aber auch diese vetbliebene Grup-
pe Koiralas ist nicht geschlossen, urie die
Forderung seiner Nichte Shailaf a Acharya
zeigt, die ihn auffotderte, den \fleg für eine
jtingere Generation freizumachen, wobei
sie nanidich in vorderer Linie auch an sich
selbst denkt.

Perspektiven

Zum Zeitptnkt des Redaktionsschlus-
ses dieser Ausgabe von SÜDASIEN ist
die Situation noch nicht ganz klar. Es
scheint jedoch, daß die formelle Spaltung
des Nepali Congress vollzogen ist. Das be-
leg auch die Tatsache, daß Vertreter der
Deuba-Gruppe nach ihrem Parteikonvent
vor der \ü/ahlkommission erschienen sind
und die innetparteilichen Veränderungen
angeze:tgt haben. Da die Koitala-Gruppe
diese nicht akzeptiert, steht derWahlkom-
mission angesichts der für November an-
gesetzten Padamentswahlen eine schwie-
rige Entscheidung bevor, bei det erneut
auch die Gerichte angerufenwerden dütf-
ten. Der Oberste Gerichtshof hat soeben
mit den Anhörungen hinsichtlich der
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Rechtmäßigkeit der iüngsten Padaments-
auflösung begonnen. Sollte det Klage der
Koirala-Gruppe stattgegeben werden,
würde die Siruation noch komplizierter.

Im Augenblick deutet alles auf eine
Zweiteilung des I\epali Congress hin. Da-
mit wäre diese Partei in einer ähnlichen
Situation wie ihr Hauptgegner, die
Communist ParA of Nepal (Unifed Marxist-
I.eninistl oder CPN-UML bei den vorigen
Padamentswahlen. Leztete hatte sich im
Ftühjahr 1998 gespalten, was zu threr
l7ahlniederlage im Mai 1999 führte. Zählt
man die Stimmen zusammen, die damals
beide Splittergruppen erhalten haben, hät-
te die CPN-UML 1999 etstrnals eine ab-
solute Mehrheit der Sitze im Repräsentan-
tenhaus ethalten. Nach der Wiederverei-
nigung der CPN-UML im Februar 2002
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Maoisten unter Druck (nepalesische
Zeitsch riften kari katu r)

und angesichts det nun etfolgten Spaltung
des Nepak Congress begriTßtdie CPN-UML
jetzt natüdich die Ansetzung von Neu-
wahlen, \r/o man sich gute Chancen aus-
rechnet.

Das Theater um den lJepali Congresshat
in den letzten \nVochen etwas vom maoi-
stischen Konflikt und vom Ausnahmezu-
stand abgelenkt. Ohnehin scheinen die
täglichen Meldungen über die Tötungvon
Terroristen durch Sicherheitskräfte schon
so abgedroschen, daß sich kaum noch je-
mand größere Gedanken macht. Die ZahI
der täglich Getöteten schwankt zwischen
fünf bis sieben und 30 bis 50 mit gele-
gentlichen Spizenwerten, die in die hun-
dette gehen. Äddiett man diese Zahlen,
dürfte es eigendich kaum noch maoisti-
sche Truppengeben oder zumindest müß-
ten diese sich längst in Panik aufgelöst
haben. Dennoch kommt es immer wie-

der zu gelegentLichen Gegenschlägen der
Maoisten, bei denen viele Sicherheitskräfte
getötete werden. Besonders erschreckend
aber ist auch die sinnlose Zerstörung öf-
fendichen Eigentums und die zunehmen-
de Zahl von Anschlägen, bei denen auch
Zivilisten ums Leben kommen, durch die
Maoisten.

Hat Premierminister Deuba im Inland
auch Probleme, weitete Unterstüzung für
seine Politik der Härte zu finden, im Aus-
land iedenfalls hat er sich zumindest eine
verbale Untetstützung gesichett. Insbe-
sondete Ländern wie Indien, den USÄ
und Gtoßbdtannien kommt dabei eine
größere Rolle zu. Die genannten Länder
haben auch eine materielle Unterstützung
in Form von $Taffen und Logistik zuge-
sagt bzu/. schon geliefert. Am 19. und 20.

J'rrn 2002 organisiette Gtoßbritannien in
London eine internationale Konferen4 an
der alle für Nepal bedeutenden wesdichen
und asiatischen Geberländer beteiligt wa-
ren; auch Vertreter von UNDP, UNDPA
und lTeltbank waren anwesend. Auf die-
ser Konferenz wutde ausdrücklich auch
militätische Hilfe im Kampf gegen die
Aufständischen in Erwägung gezogen.
Abhängig macht man eine solche Hilfe

iedoch von radikalen Veränderungen in
Nepal, die zut Bekämpfungvon Korrup-
tion, Diskriminierung, Ärmut und schwa-
cher Regierungsform sowie zur besseren
Ächtung der Menschenrechte beitragen.

Da bleibt die Ftage, wie soll dies umge-
setzt werden? Selbst wenn es keine Ein-
wände der Judikative gegen die Pada-
mentsauflösung gibt, wird es noch min-
destens bis zum Dezember dauern ehe
Nepal wieder über eine funktionstüchtige
Regietung und ein handlungsfihiges Par-
lament vetfügt. Doch werden in diesem
Padament dann Abgeordnete sitzen, die
tatsächlich zu den sichetlich notwendigen
radikalen Reformen bereit sind, oderwird
es sich bei ihnen weiterhin in etster Linie
um die nach persönlicher Macht und Geld-
vorteilen strebenden Köpfe der traditio-
nellen zenttalstaatlichen Elite handeln,
welche die politischen Parteien seit jehet

dominieren? Die bisherigen Erfahrungen
und die mangelhafte demokratische Struk-
tur aller Parteien geben wenig Anlaß zur
HoffnunE B
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